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WOHNUNGSEIGENTUMS

(Wohnungseigentumsvertrag)

welche  am  heutigen  Tage  abgeschlossen  wurde  zwischen  den  in der  ange-

schlossenen  Tabelle,  Spalte  A, unter  laufender  Nummer  1 bis 33 angeführten  Ver-

tragsparteien  wie  folgt:

I.

Die in der  ongeschlossenen  Tabelle,  Spalte  A, unter  laufender  Nummer1  bis 33 an-

geführten  und  in Spalte  C namentlich  genannten  Vertragsparteien  sind zu den  in

Spalte  D ausgewiesenen  Anteilen  Miteigentümer  der  Liegenschaft  EZ 4172  Grund-

buch  01616  Stammersdorf,  Gerichtsbezirk  Floridsdorf,  1210Wien,  Matthias-Wagner-

Gosse  14/Brünner  Stra13e 279, bestehend  aus dem  Grundstück  Nr.1273/42  Baufl.
(begrünt).

Auf  der  Liegenschaft  wurde.1  Wohnhaus  mit  33 Eigentumswohnungen  samt  Zubehör

und  anderen  gemeinschaftlichen  Räumlichkeiten  lout  den  von  der  Baubehörde  ge-
nehmigten  Plänen  errichtet.

II.

Die in der  angeschlossenen  Tabelle,  Spalte  A, unter  laufender  Nummer  1 bis 33 an-

geführten  und  in Spalte  C nomentlich  genannten  Miteigentümer  haben  ihre  Liegen-

schaTtsanteile,  welche  gemäß  der  rechtskräftigen  (=ntscheidung  des  Magistrates  der

Stadt Wien,  Zentrale  Schlichtungsstelle,  MA50-Sch1i  1/91 vom  19.08.1991  festgesetzt
wurden  und  in der  ongeschlossenen  Tabelle  un+er  Spalte  D angeführ+  sind,  seinerzeit

bereits  zu dem  Zwecke  erworben,  um  Wohnungseigentum  an den  von  ihnen  benütz-

ten Wohnungen  zu begründen.  Da noch  Baufertigstellung  durch  die  rechtskräftige

Entscheidung  der  obangeführten  Behörde,  MA  50-Sch1i  1 /95 vom  03.04.1996,  eine
neuerliche  Parifizierung  gerpäß  den  der  BenützungsbewiIligung  zugrundeliegenden

Plänen  erfolgte,  geben  alle  Miteigentümer  ihre ausdrückliche  Zustimmung  zur Rich-

tigstellung  der  laut Entscheidung  MA  50-Sch1i 1 /91 vom  19.08.1991  festgesetzten  Mit-
eigenfumsanteile  an der  Liegenschaft  EZ 4l 72 Grundbuch  01616  Stammersdorf,  im

Sinne des § 4 Abs.  2 des Bundesgesetzes  über  das Eigentum  an Wohnungen  und

sonstigen  Räumlichkeiten  vom  O1. Juli 1975  BGBI. 1975/417  in der  Fassung
BGBI. 1993/800  (in weiterer  Folge  kurz  WEG)  unter  Zugrundelegung  der  nunmehrigen

Feststellung  der  Mindestanteile  (Nu+zwerte),  welche  in der  angeschlossenen  Tabelle
unter  Spolte  E angeführt  sind.
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Soferne  Miteigentumsanteile  von  Ehegatten  erworben  wurden,  erfolgt  die  Begrün-

dung  des  gemeinsamen  Wohnungseigentums  gemä13  § 9 WEG.

Im Sinne  des  § 4 Abs.  2 WEG erteilen  daher  sämtliche  Miteigentümer  ihre  ausdrückli-

che  Zustimmung,  daß ihre- bisherigen  Mi+eigentumsanteiIe,  welche  iö der  ange-

schlossenen  Tabelle  unter  Spalte  D angeführt  sind,  nunmehr  in jene  Miteigen+umsan-

teile,  die  der  neuen  Nutzwertfestsetzung  entsprechen  und  in der  angeschlossenen

Tabelle  unter  Spalte  E angeführt  sind,  abgeändert  werden  können.

Soweit  hiedurch  eine  Übernahme  bzw.  Übertragung  von  LiegenschaftsanteiIen  er- -

forderlich  ist, erfolgt  diese  vollkommen  unentgeltlich.

llI.

Die in der  Tabelle,  Spalte  A, unter  laufender  Nr. 1 bis 33 angeführten  und  in Spalte  C

namentlich  genannten  Miteigentümer  räumen  sich wechselseitig,  mit Wirkung  für

sich und  ihre  Rechtsnachfolger  dos  Recht  auf  aussch1ie131iche  Nu+zung  und  alleinige

Verfügung  über  die  in der  Tabelle  Spalte  B angeführten  Einheiten,  welche  aus  den  in

Spalte  H ersichtlichen  Räumlichkeiten  bestehen,  im Sinne  des § 1 WEG nach  Maß-

gabe  der  in der  Tabelle  angeführten  Aufstellung  ein,  sodaß  hiedurch  ein mi+ dem

Miteigentumsanteil  untrennbar  verbundenes,  gegen  Drit+e wirksames  Recht,  das

Wohnungseigentum,  begründet  wird,  dessen  Gegenstand  die  ausschließliche  Verfü-

gung  über  die bewohnbaren,  in der  Tabelle  Spalte  H bezeichneten  Räume  der  in

Spalte  B genannten  Einheiten  durch  den  jeweiligen  Wohnungseigentümer  darstellt.

IV.

Alle Miteigentümer  anerkennen  die nachstehend  angeführten  Bestimmungen

Regelung  der  aus dem  Mit- und Wohnungseigen+um  abgeleiteten  Rechte

Pflichten  (Gemeinschaftsordnung)  :

8( 1 Umfanq  des  Wohnunqseiqentums

1) Das Wohnungseigentum  umfaßt  folgende  Teile  des  auf  der  Liegenschaft

te+en  Objektes:

CI) Die Gesamtfläche  der  im Wohnungseigentum  stehenden  Räume  einsch

lich der  dazugehörigen  Terrassen,  Loggien,  Atrien  und  Eigengärten  sowie

dazugehörigen  Kellerabteile  und  sonstigen  Flächen  samt  Wand-  und  DeCl

putz,  Tapeten,  Fliesen,  Fußbodenbelag  samt  darunter  befindlicher  Fu13bO(

konstruktion  sowie  die  Beläge  der  Terrassen,  Loggien  inkl. der  dazugehorl

Abflüsse,  jedoch  nicht  die  darun+er  befindlichen  Deckenkonstruktionen-,:

lierungen  und  Leitungen  sowie  die  tragenden  Teile  der  Decken  und  Wänqi
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b) die  in den  Räumen  vorhandenen  nicht  tragenden  Zwischenwände;

c) die  Innenseiten  der  Fens+er  und  Fensterbänke;

d) die  zu den  Räumen  gehörigen  Türen
sen-,  Atrien-  und  Loggientüren  sowie

samt  Zargen,  die  Innenseiten  der  Terras-
der  Wohnungseingangtür;

e) die  in den  Räumen  eingebauten  Einrichtungsgegenstände,  wie Wand-
schränke,  Küchen-,  Bad-,  Wasch-  und  ToiIetteneinrichtungen  sowie  Zentral-
heizungskörper;

f) die  VersorgungsIei+ungen  für Wasser,  Gas, elek+rischen  Strom;  die Heizungs-
rohre  und  Leitungen  der  sanitären  Anlagen,  jeweils  von  der  Abzweigung  in die
einzelne  im Wohnungseigentum  stehende  Raumeinheit  an, ausgenommen
Durchgangsleifungen,  sowie  dazugehörende  Zähler  und  Me13einrichtungen,
auch  wenn  sie sich außerhalb  der  Wohnungseigen+umsräume  beTinden,  so-
fern  sie nicht  im Eigentum  der  Versorgungsbetriebe  stehen;  die  Läutevorrich-
tungen  und sonstigen  Schwachstromanlagen  von der Grenze  der  Woh-
nungseigentumsräume  an.

2) Vom  Wohnungseigentum  erfaßt  ist ferner  der  Anteil  jedes  Mi+eigentümers  an den
gemeinschaftlich  verwolteten  Geldern  und,  soweit  vorhanden,  an dem  gemäß
§ 7 der  Gemeinschaftsordnung  gebildeten  Reparaturfonds.  Im Falle des Eigen-
tümerwechsels  geht  dieser  Anteil  automotisch  auf  den  Nacherwerber  über.  Eine
Stichtagsabrechnung  ist ausgeschlossen.

<@ q 2 Verwaltung
l ) Zur Verwaltung  der  im Miteigentum  der  Käufer  stehenden  Liegenschaft  wird  ein

konzessionierter  Immobilienverwalter  bestellt,  der  damit  insbesondere  zur Vertre-
tung  der  Miteigentumsgemeinschaft  vor  Gericht  und  Verwaltungsbehörden,  zur
Einziehung  von  Erlösen  und  der  Beiträge  für  Aufwendungen  für die  Liegenschaft
jeder  Art und  Gattung,  wie  Betriebskosten,  öffen+liche  Abgaben  und  Instandhal-
tungsbeitröge,  zum Abschluß  und  zur Kündigung  von Feuer-,  Haftpflicht-  und
WasserIeitungsschadenversicherungen  sowie  Dienstverträgen  mit  dem  Hausbe-
sorger  bzw.  Werkverträgen  mi+ den  die Instandhaltung  der  Wohngebäude  be-
sorgenden  Personen  und  Firmen  beauftragt  wird  und  zu verpflichten  ist, sämtli-
che  von  ihm verwahrten  und  verwalteten  Gelder,  soweit  sie nicht  auf  einem
Sparbuch  oder  sons+ in geeigneter  Form  zugunsten  der  Miteigentümer  verzinslich
angelegt  sind, über  ein Anderkonto  eines Bankinsti+utes  seiner  Wahl  entspre-
chend  den  Geschäftsbedingungen  für Anderkonten  der  Immobilienmokler  und
Immobilienverwalter  vom  November  1976,  abzuwickeln.
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Durch  die  Übertragung  der  Verwaltung  an einen  gemeinsamen  Verwalter  wir«
der  Umfang  der  Befugnisse  des  Wohnungseigen+ümers  gemäß  § 13 Abs.  1 WE(
nur insoweit  berührt,  CIIS es sich um die Einhebung  der  Aufwendungen  gemä(
§ 19 WEG, die Obsorge  für die  allgemein  genützten  Hausbestandteile  und  urr
Maßnohmen  zur Vertretung  und  Bestandsicherung  der  Liegenschaft  handelt.
Alle  dem  einzelnen  Wohnungseigentümer  gemeinsam  mit den  übrigen  Liegen
schaftseigentümern  zustehenden,  OUS dem  Wohnungseigentum  abge1eiteter
Befugnisse  werden  nach  au13en hin durch  den  gemeinsamen  Verwalter  ausge
übt.  Die Bestellung  und  Abberufung  des gemeinsamen  Verwalters  erfolgt  durct
die  Mehrhei+  der  Miteigentümer,  wobei  jedem  derselben  so viele  Stimmen  zuste
hen,  CIIS er grundbuchsmä13ig  Anteile  aufzuweisen  hat.

2) Der  Verwalter  ist berechtigt,  für  die  Verwaltung  ein Honorar  in Rechnung  zu stel-
len, welches  aufgrund  der  Richtlinien  und  Honorarsätze  der  Bundesinnung  der
Immobilien-  und  Vermögenstreuhönder  ermittelt  wird.  Die Bezahlung  erfolgt  mo-
na+lich  an  jedem  Monatsersten.

3) Der Umfang  des VerwaItungsauftrages  ist durch  den  Inhal+ gemäß  Pkt. 1 be-
stimm+.  Eine entsprechende  Vollmacht  wird  von  den  Miteigentümern  gesondert
un+erfertigl

4) Bei Ausübung  seiner  Tätigkeit,  soweit  diese  sich auf  die orden+liche  Verwaltung
der  Liegenschaft  bezieht,  ist der  Verwalter  auch  ohne  vorherige  Einholung  eines
MiteigentümerbeschIusses  im Interesse  einer  schnellen  und  verantwortungsbe-
wußten  Disposition  ollein  entscheidungsberechtigf,  wobei  er das Interesse  der
Hausgemeinschaft  gegenüber  dritten  Personen  zu wahren  hat.  Er ist verpflichtet,
die  Interessen  der  Miteigentümer  zu wahren  und  unter  sinngemäßer  Anwendung
des  folgenden  Punktes  5) die  Weiiungen  der  Mehrheit  zu befolgen.

5) Bei Handlungen,  die  über  den  Umfang  der  ordentlichen  Verwaltung  hinausge-
hen,  ha+ der  Verwalter  die  Bestimmungen  des  § 14 Abs.  3 WEG  einzuhalten.  Eine
Ausnahme  der  Verpflichtung  besteht  nur, wenn  Entscheidungen  zu treffen  sind,
deren  Verzögerung  nennenswerte  wirtschaftliche  oder  rech+liche  Nachteile  für
die Hausgemeinschaft  nach  sich ziehen  würde  und  die Einholung  der  Zustim-
mung  der  Eigentümer  nicht  rechtzeitig  möglich  oder  Gefahr  im Verzug  ist. Auf-
+rägen,  die  in die  Rechte  eines  oder  mehrerer  Miteigenümer  eingreifen,  oder  ei-
ne Anderung  der  zuletzt  gehandhabten  Übung  bewirken,  hat  der  Verwalter  nur
dann  nachzukommen,  wenn  ein einstimmiger  Beschluß  der  Mi+eigentümer  oder
die  rechtskröffige  Entscheidung  einer  Behörde  darüber  vorliegt.

6) Der Verwalter  verwahrt  alle  auf  das Haus bezughabenden  Urkunden,  Pläne,
Rechnungen  und  Bescheide  aller  Art  und  Gattung  als gemeinsame  Schriftstücke
aller  Miteigentümer.

URKUNDE H - 21/14



-5-

'q 3 Nutzungsrech+e  des Wohnungseiqentümers

1) JederWohnungseigen+ümeristberech+ig+,seinWohnungseigentumungehinBert

zu benützen,  soweit  nich+  das  Gesetz,  Rechte  Dritter  oder  diese  Gemeinschafts-
ordnung  entgegenstehen.  Der  Bestand,  die  Sicherheit  und  das  architektonische
sowie  das  ästhetische  Bild der  Wohnhausanlage  dürfen  dodurch  nicht  beein-
trächtigt  werden.

Das Betreiben  eines  Gewerbes  oder  sonstiger  beruflicher  Tötigkei+en  in der  Woh-
nung  ist insoweit  gestattet,  CIIS dadurch  die  Ruhe  der  anderen  Bewohner  nich+
mehr  gestört  ist ols durch  eine  Wohnung.

2) Bei Überlassung  der  Nutzungsrechte  an Dritte  durch  Vermietung,  Verpachtung
oder  auf  andere  Art  bleib+  der  Wohnungseigentümer  an  alle  Verpflichtungen
aus dieser  Gemeinschaftsordnung  voll  und  ganz  gebunden  und  für  die  Hand-
lungen  eines  Drit+en  verantwor+lich.  Er ist ferner  verhal+en,  den  Dritten  vertraglich
an die  Bestimmungen  der  Gemeinschaftsordnung  zu binden  und  einen  Verstoß
gegen  diese  als ausdrückliche  Kündigungsgründe  für  den  Vertrag  aufzunehmen
und  bei  dennoch  erfolgenden  Verstößen  alles  zu unternehmen,  um den  Drit+en
C!US dem  Hause  zu entfernen.

3) Der  Bestand  sowie  die  War+ung  und  Pflege  von  Einrichtungen  aller  Art,  die  der
Ver-  und  Entsorgung  der  Wohnhausünlage  oder  ihrer  Einrichtungen  dienen,  sind
zu gewährleisten.

4) Sollten  in jenen  Teilen,  welche  vom  Wohnungseigen+um  erfößt  sind,  Einrichtun-
gen  vorhanden  sein,  die  für  den  Betrieb  bzw.  die  ordnungsgemäße  Verwaltung
der  gesamten  Liegenschaf+  notwendig  sind,  so hat  der  jeweilige  Wohnungsei-
genfümer  das  Betreten  der  in seiner  ausschließlichen  Nutzung  stehenden  Liegen-
schaftsteile  zum  Erreichen  der  obgenannten  Einrichtungen  zu gestatten.

S( 4 Nutzung  des  qemeinschaftlichen  Eigentums

1) Alle  Teile der  Wohnhausanlage  und  der  Grundstücke,  die  nicht  gemäß  § 3 in
Sondernutzung  der  Wohnungseigentümer  stehen,  stehen  allen  Miteigentümern
zur ordnungsgemäßen  Nutzung  gemäß  der  Zweckbestimmung  als  gemein-
schaftliches  Eigentum  frei.

2) Die Er+rägnisse  CIUS der  Vermietung  nich+  im Wohnungseigentum  stehender  Flä-
chen,  insbesondere  der  KFZ-Einstellplätze  kommen  allen  Wohri'ungseigentümern
im Verhältnis  ihrer  Liegenschaftsanteile  zu.

3) Es ist daher  keinem  Miteigentümer  gestottet,  ohne  Zus+immung  aller  Mi+eigen+ü-
mer uber sein Wohnungseigentum  hinous  Räume,  Grundflächen,  Einrichtungen
oder  Vorrichtungen,  in welcher  Art  immer,  widmungswidrig  oder  aussch1ie131ich  zunutzen (z.B. Gemeinschaftsröume,  Zugänge,  Absfellflächen,  Grünflächen,  Dach-böden  und  dgl.).
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4) Jeder  Miteigentümer  ist verpflichtet,  das  gemeinschaftliche  Eigentum  schonend
und  pfleglich  zu behandeln.  Alle  am  gemeinschaftlichen  Eigentum  entdeckten
Schäden  sind dem  Verwalter  unverzüglich  anzuzeigen.  Jeder  Miteigentümer  ist
verpflichtet,  Repara+uren  des gemeinschaftlichen  Eigentums  unter  schonender
Inanspruchnahme  der  v.om Wohnungseigentum  erfaßten  Röume  zu dulden.

5) Der Wohnungseigentümer  haftet  den  übrigen  Miteigentümern  für schuldhafte
Beschädigurig  und  unsachgemä13e  Behandlung  des gemeinschaftlichen  Eigen-
tums.

6) Nutzunq  des  Einstellraumes

a) Sämtliche  KFZ-Einstellplätze  werden  vom  Verwalter  in der  Reihenfolge  des
Einlangens  schrif+licher  Anmeldungen  vergeben,  wobei  grundsätzlich  nur  ein
Einstellplatz  je Wohnungseigentümer  in Miete  vergeben  wird.  Bei gleichzeitig
einlangenden  Anmeldungen  entscheidet  das  Los über  die  Reihung.
Liegen  seitens  der  Wohnungseigen+ümer  weniger  Anmeldungen  vor, als Ein-
stellplätze  vorhanden  sind,  ist der  Verwalter  berechtigt,  nach  Ma13gabe  des
Bedarfes  ouch  mehrere  Plätze  an einzelne  Wohnungseigentümer  zu vergeben
und  die ouch  danach  nicht  benö+igten  Einstellplätze  an hausfremde  Perso-
nen  in Miete  zu vergeben.  Wird  ein Einstellplatz  frei,  ist er den  bisher  unberück-
sichtigf  gebliebenen  In+eressenten  nach  Maßgabe  der  Reihenfolge  ihrer  An-
meldung  anzubieten.

Bei Anwendung  des Absa+z  2 ist jedoch  der  Hausverwalter  berechtig+,  erst
hausfremde  Mieter  und  sodann  Wohnungseigenfümer,  die mehr  CIIS einen
Sfellplatz  gemietet  haben,  zu kündigen,  wenn  sich andere  Wohnungseigen-
tümer,  die  bisher  noch  keinen  Stellplatz  hatten,  hiefür  anmelden.

b) Die nicht  nur  kurzfristige  Überlassung  eines  Platzes,  soweit  er nicht  vom  Woh-
nungseigentum  umfaßt  ist, durch  den  Benüfzer  an Dritte,  gleichgültig  ob  ent-
gel+lich  oder  unentgeltlich,  ist riicht  zulässig,  und  ist ein Grund  für  die  sofortige
Auflösung  des Einstellvertrages.  In diesem  Fall is+ der  Benützer  nicht  mehr  be-
rechtigt,  Bedarf  an einem  Einstellplotz  geltend  zu machen.

c) Die Höhe  des  Entgeltes  für die  KFZ-Einstellung  auf  den  im gemeinschaftlichen
Eigentum  stehenden  Plätzen  bes+imm+  sich nach  dem  marktüblichen,  in ver-
gleichbarer  Lage  erzielbaren  Mietzins  und  soll eine  ständige  Auslastung  der
Garage  gewährleisten.  Die Mietzinse  erhöhen  sich  en+sprechend  den  Verän-
derungen  der  Marktlage.

Die Ermittlung  der  marktüblichen  Mietzinse  obliegt  dem  Hausverwalter  unbe-
schadet  einer  Uberprüfung  durch  den  Au13erstreitrichter  oder  einer  Festset-
zung  durch  Beschluß  der  Wohnungseigentümer.  Eine Verminderung  der  Miet-
zinse kann  jedoch  von  den  Wohnungseigentümern  nur  einstimmig  beschlos-
sen werden.

d) Die Benützung  der  Garage  hat  ohne  eine  dos  unbedingt  notwendige  Ausmaß
überschreitende  Beein+röchtigung  und  Beläs+igung  der  übrigen  Miteigentü-
mer  zu erfolgen.
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e) Soll+e ein Wohnungseigentümer,  der  einen  Einstellplatz  gemietet  ha+, mit  der

Zahlung  des Mietzinses trotz zweimaliger  Mahnung  in Verzug  sein, wird  der

Hausverwalter  hiemit  von  allen  Miteigentümern  ausdrücklich  ermächtigt  und

beauftragt,  diesem  Wohnungseigentümer  das Mietverhältnis  über  den  Ein-
stellplatz  aufzukündigen.

8, 5 Bauliche  Maßnahmen,  Änderungen  des  äuf3eren  Erscheinunqsbildes

1) Die Vornahme  von  b-aulichen  Veränderungen  im Inneren  der  Wohnung  bedarf,

abgesehen  von  einer  allenfölls  erforderlichen  behördlichen  Genehmigung,  der
Zustimmung  des  Hausve,rwalters.

Dieser  darf  die  Zustimmung  nur  verweigern,  wenn  Gefahr  besteht,  da13 durch  die

bauliche  Verönderung  für die übrigen  Miteigentümer  Nachteile,  eine  Beein-

träch+igung  der  äußeren  Erscheinung  des Hauses  oder  eine  Gefahr  für die  Si-

cherheit  von  Personen,  des  Hauses  oder  von  anderen  Sachen  entstehen  könnte.

Eine solche  nach  Abw6gung  aller  Umstände  durch  den  Verwalter  getroffene

Feststellung  gilt C)IS Nachweis  für das  Vorliegen  eines  wichtigen  Interesses  im Sin-
ne des  § 13 Abs.  2 Z. l WEG.

2) Die Miteigentümer  sind unter Beachtung  des vorstehenden  Absatzes verpflich-

tet, dem Ansuchen  eines Miteigentümers  um bauliche  Veränderung  oder  die

Durchführung  sonstiger  Baumaßnahmen  im Rahmen  seines  Wohnungseigen+ums
zuzustimmen.

3) DCIS Anbringen  von  Schildern  und Reklometafeln  usw. ist nur im ortsüblichen

Ausmaß  und  unter  Wahrung  des  äußeren  Erscheinungsbildes  sowie  unter  Berück-

sichtigung  gleicher  Recj+e  der  übrigen  Wohnungseigentümer  gestat+e+.  Die Be-
urteilung  hiefür  obliegt  dem  Verwalt.er.

4) Sämtliche  Miteigentümer  bevollmächfigen  die  jeweilige  fü>usverwaltung  auf  die

Dauer  ihrer Verwaltung  unwiderruflich,  sie vor  der  Baubehörde  rechtsverbindlich

ZU vertreten  und in ihrem  Namen  einzuschrei+en,  Erklärungen  abzugeben,

Rechtsmittel  zu ergreifen  oder  darauf  zu verzichten  und  Bescheide  und  sonstige
Schrifts+ücke  in Empfang  zu nehmen.

FS4 6 Aufwendunqen  für  die  Lieqenschaft

1) Alle Aufwendungen,  die sich CIUS dem Besitz oder  Eigentum  der  vertragsgegen-

s+öndlichen  Liegenschaf+  ergeben,  sind von allen Miteigentümern  nach  dem  Ver-

hältnis ihrer Anteile  laut Nutzwertfestsetzung  zu tragen,  soweit  nictif  die  einzelnen

Mi+eigentümer  hiefür naqh den Bes+immungen  dieses  Vertrages  unmittelbar  auf-

zukommen  haben  oder  dieser Vertrag  eine abweichende  Regelung  vorsieht.
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Die Miteigentümer  haften  dem  Hausverwalfer  gegenüber  solidarisch,  unbe-

schadet  des Innenverhältnisses,  für alle  Aufwendungen  für die  Liegenschaft,  die

dieser  für  die  Miteigentümer  ge+ötigt  ha+.

Insbesondere  gehören  zu den  gemeinsamen  Leistungen  die  mit  dem  Betrieb  der

Wohnhausanlage  verbundenen  Kosten,  insbesondere  die Kosten  der  Gemein-

schaftsräume,  Lüffungsanlagen,  die Aufwendungen  für die Erhaltung  und  Säu-

berung  von  gemeinschaftlichen  Wegen,  Anlagen  und  Grünflächen  und  der  KFZ-

Einstellräume,  die  Prämien  für die  Versicherung  der  Anlage,  die Kosten  der  Be-

leuchtung  der  Wege,  der  Stiegen  und  der  Hausnummerntafel,  die Kosten  der

Diens+wohnung  sowie  die Entlohnung  des Hausbesorgers  entsprechend  dem

Housbesorgergese4z  in der  jeweils  gül+igen  Fossung,  die Beiträge  zur Sozialversi-

cherung  des  Hausbesorgers  sowie  alle  mit  dem  Besitz oder  dem  Eigentum  der

vertragsgegenständIichen  Liegenschaft  verbundenen  Steuern,  Abgaben,  Ge-

bühren  und  Tarifen  und  alle  sonstigen  Aufwendungen,  für  die  nicht  ausdrücklich
ein anderer  VerteiIungsschIüssel  vereinbart  wurde.

2) Die Einhebung  der  loufenden  Aufwendungen  (Betriebskosten)  durch  den  Haus-

verwalter  erfolgt  monatlich  mit einem  von  der  Hausverwal+ung  ermittelten  6

conto  Betrag  und  einer  Abrechnung  per  Ende  Dezember  eines  jeden  Johres.  Der

Hausverwalter  isf jedoch  berechtigt  auch  eine  andere  Art der  Einhebung,  wie

insbesondere  durch  monatliche  oder  vierteljährliche  Abrechnung  und  Vor-

schreibung,  zu wählen.  Der  Hausverwalter  ist verpflichtet,  im Falle  monatlicher  ('

conto Vorschreibungen  jedem  Miteigentümer  die Jahresabrechnung  für die

laufenden  Aufwendungen  (Betriebskosten)  spätestens  bis zum 30. Juni jeden

Jahres  zu legen  und  die Belege  an einer  geeigneten  Stelle  zur Einsichtnahme
aufzulegen.

Die Auflage  der  Jahresabrechnung  jst  von  der  Verwaltung  auf  der  Anschlagtafel

kundzumachen.  Die Miteigen+ümer  sind angehalten,  die  Jahresabrechnung  in-

nerhalb  von  3 Monaten  nach  deren  Auflegen  zu überprüfen  und  allfällige  Ein-

sprüche  binnen  dieser  Fris+ schriftlich  beim  Verwalfer  zu erheben.

Aufgrund  der  Abrechnung  sich ergebende  Fehlbeträge  werden  den  Miteigen-

tümern  nach  Ende  der  Einspruchsfrist  gesondert  bekanntgegeben  und  sind bin-

nen 14 Tagen  nach  deren'  Bekanntgabe  zu bezohlen.  Uberschüsse  werden  auf

die nächs+e  Abrechnungsperiode  vorgetragen.  Die Verpflichtung  zu jährlicher

Abrechnung  der  Betriebskosten  entföllt  bei mona+licher  oder  vierteljährlicher

Verrechnung  und  Vorschreibung,  wobei  in diesem  Fall die  Einspruchsfrist  von  14

Tagen  ab dem  Zeitpunkt  der Rechnungslegung  für den  jeweiligen  Verrech-
nungszeitraum  läuft.

Der  Hausverwalter  hot wei+ers  spätestens  vor  Ablauf  eines  jeden  Kalenderjahres

im Hause  eine  Vorausschau  für das  nächste  Jahr  aufzulegen,  in der  die  voraus-

sichtlichen  Aufwendungen  für das  Haus hinsichtlich  Art und  Kosten  bekanntzu-
geben  sind.
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3) Kosten  der  Waschküche  und  der  Süuna

Die Kosten  des Betriebes  der  Waschküche  und  der  Sauna  werden  durch  Bezoh-
lung  der  Verrechnungseinheiten  in Form  von  Münzzählern  finanziert.  Der  Preis der
Verrechnungseinhei+  wird  so festgese+zt,  daß  hieraus  nebs+ den  Kosten  des Be-
triebes  auch  die  von  Service,  Reparatur  und  Neuanschaffung  der  Geräte  getra-
gen  werden  können.
Der Erlös CIUS den  Münzen  wird  am  Jahresende  gegen  den  tatsächlichen  Ko-
stenoufwand  verrechnet  und  sich  daraus  ergebende  Differenzen  auf  das  näch-
sfe Jahr  vorge+ragen.  Gemäß  dem  Differenzergebnis  wird  der  Preis für  die  Ver-
rechnungseinheit  für  das  Folgejahr  festgesetzt.
Diese abweichenden  VerteilungsschIüssel  werden  grundbücherlich  ersichtlich
gemacht.

4) Darlehenstilqung

Die Auf+eilung  der  Baukosten,  insbesondere  der  in Anspruch  genommenen  Dar-
lehen  gemäß  WWFSG  1989  erfolgt  im Innenverhältnis  im Verhältnis  der  Nutzwerte
gemäß  den  für  die  jeweilige  Einheit  in Anspruch  genommenen  Mitteln.  Wohnun-
gen  und  Eigentumsobjekte,  die  Darlehensmittel  nicht  oder  nicht  zur Gänze  in An-
spruch  genommen  haben,  nehmen  an der  Tilgung  nicht  oder  nur  im Verhältnis
ihrer  Inanspruchnahme  teil.
Bis zur Vorlage  der  Endabrechnung  seitens  der  Wohnbauförderung  bzw.  gegen-
über  den  sonstigen  finonzierenden  Stellen,  werden  monatlich  vorläufige  Rück-
zahlungsraten  vorgeschrieben  und  bezahl+,  die nach  Vorliegen  der  genehmig-
ten  Endabrechnung  sowie  des,  der  BenützungsbewiIIigung  entsprechenden  Pa-
rifikotes,  mit  den  endgül+igen  Raten  verrechnet  werden.  Die Höhe  der  Rückzah-
lungsraten  bes+immt  sict, nach  den  Vorschreibungen  der  finonzierenden  Stellen.

Die Ausmaße  laut  baubehördlich  genehmigten  Bestandsplänen  werden  von
allen  Mi+eigentümern  rechtsverbindlich  und  unwiderruflich  anerkannt.

InStandhC)ltUnCl,  Reporaturfonds

Jeder  Wohnungseigen+ümer  is+ verpflichtet,  für die  Instandsetzung,  1nstand-
'hOltung  und  laufende  Erneuerung  der  in seinem  Wohnungseigentum  stehenden
Einheit zu sorgen  und  alle no+wendigen  Reparaturen  auf  seine  Kosten  vorzu-

ondere  ist jeder,Wohnungseigen+ümer  verpflichtet,  bei sonstiger  Scha-
Satzverpflichtung,  für  die  ordnungsgemä13e  Schnee-  und  Eisräumung  seiner
;enflächen  in der  Weise  Sorge  zu tragen,  doß  keine  Beeinträchtigung  derin Miteigentümer  entsteht,  widrigenfalls  - bei  Gefahr  im Verzug  - der  Ver-
' dClS Recht  hat,  auf  Kosten  des  Wohnungseigentümers  für eine  ordnungs-

und  fristgerechte  Räumung  zu sorgen.
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2) Alle auftre+enden  Schäden  und  Mänge!  am Wohnungseigentumsobjekt,  die  in

irgendeiner  Weise  die übrigen  Miteigentümer  beeintröchtigen  könnten, sind

dem  Verwalter  unverzüglich  ZU melden,  insbesondere  Schäden  an Wasserleitun-
gen  und  Zentralheizung  oder  das  Auftreten  von  Ungeziefer.

3) Der  Verwalter  oder  sein Vertre+er  sind erforderlichenfalls  berechtigt,  die  Erfüllung

dieser  Verpflichtungen  nach  Erfordernis  zu überwachen  und  zu diesem  Zweck

nach  vorheriger  Anmeldung,  aber  nich+ zur Unzeit  die  vom  Wohnungseigentum

erfaßten  Räume  auch  unter  Hinzuziehung  von Sachverständigen  zu betre+en

und  ZU besichtigen.

4) Kommt  der  Wohnungseigenfümer  einer  Aufforderung  des  Verwalters  zur Beseiti-

gung  von  Mängeln,  die  das  gemeinschaftliche  Eigentum  oder  das  Wohnungsei-

gentum  anderer  Wohnungseigentümer  geföhrden  oder  beeinträchtigen  kön-

nen,  innerhalb  von  1 Monat  nicht  nach,  so is+ der  Verwalter  berechtig+,  die  Män-

gel  auf  Kosten  des  Wohnungseigentümers  in fachmännischer  Weise  beseitigen

zu lassen.  Die Frist entfällt  bei  Gefahr  im Verzug.

5) Der  Schaden,  der  durch  Nichtbeachtung  dieser  Verpflichtung  entsteht,  ist vom

betreffenden  Wohnungseigentümer  dem  Geschädigten  zu ersetzen.

6) Die Miteigentümer  verprlichten  sich,  für die  Kosten  der  ordnungsgemäßen  Erhal-

tung  der  Wohnhausanlage  jährlich  mindestens  ein  Promille  der  Gesamt-

herstellungskosten  des Hauses  zur Ansammlung  eines  lnstandhaltungsfonds  zu

erlegen.  Im Falle einer  mehr  als 10 %-igen  Anderung  des Baukostenindex  vom

Stand  zum Zeitpunkt  der  Erteilung  der  Benü+zungsbewiIIigung  ändert  sich dieser

Betrag  entsprechend  diesem  Index.

Die jeweils  monatlich  zur Einzahlung  gelangten  Beträge  müssen  auf  das  Konto

eines  vom  Verwalter  bestimmten  Bankinstitutes  mindestens  zum  jeweiligen  offizi-

ellen Zinsfuß für jederzeit  beheb5are  Einlagen eingelegt  werden. Ein Nachweis
über  die  Kontogebarung  ist jährlich  vorzulegen.

Sobald  und  insolange  der  InstandhaItungsfonds  unter  Berücksichtigung  der  Zin-

sen einen  Betrag  von  5 % des  jeweiligen  Neubauwertes  des Hauses  erreicht,

entfällt  die  Entrichtung  dieser  Beträge.

Die  Kosten  für die Ins+andhaltung  (Behebung  von Zeitschäden,  Abnutzungs-

schäden,  sonstiger  Schäden  an allgemeinen  Teilen  des  Hauses),  soweit  nicht  die

einzelnen  Miteigentümer  hiefür  unmittelbar  aufzukommen  haben,  sind durch

den  Verwalter  in erster  Iinie  aus diesem  Fonds  zu bezahlen.  Die Verwaltung  und

Verwahrung  des  InstandhaItungsfonds  obliegt  dem  Hausverwolter.

Ei8 Versicherunqen

1) Für das Gesamtobjekt,  seien  es gemeinschaftlich  benutzte  oder  im Wohnungs-

eigentum  stehende  Teile, werden  vom  Verwalter  für alle  Miteigentümer  nach-

stehende  Versicherungen  abgeschlossen:
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a) eine  Haus-HaFtpfIich+versicherung;

b) eine  Brandschadenversicherung  zum  jeweiligen  Neuwert  des  Gebäudes;

c) tunlichst  bei  Ende  der  Haftung  der  bauausführenden  Firma  eine  Versicherung

gegen  Leitungswasserschäden  und  durch  Leitungswasser  verursache  Frost-

schäden  am  Gebäude  einschließlich  der  Behebung  von  Gainzenschäden.

2) Die Entschädigungssumme  aus

herstellung  oder  Instandsetzung
einem  Versicherungsvertrag  ist voll zur Wieder-

des  Gebäudes  zu verwenden.

F:) 9 Zahlunqsfölliqkei+en

Alle  nach  § 19 WEG und  nach  Infü>lt  dieses  Vertrages  vom  Wohnungseigentümer  zu

erbringenden  Zahlungen  werden  am  1. Tag des Kalendermonats  fällig  und  sind ko-

sten-  und  abzugsfrei  an den  Verwalter  abzuführen.  Bei Zahlungsverzug  treten  die  im

§ 22 WEG festgelegten  Söumnisfolgen  (Ausschluß  aus  der  Gemeinschaft)  ein.

§ 10 Servicever+räqe

Zur Wahrung  der  Gew6hrleistungsfris+  sowie  der  Erhaltung  ordnungsgemäßer  Funkti-

on sind auf  alle  beweglichen  Teile des Hauses,  für mechanisch  betriebenes  Gara-

gen+or,  Garogenbe-  und  -entlüftungsanlage  und  die Waschkücheneinrichtungen
entsprechende  Serviceverträge  abzuschließen

@- S, 11 Schlußbestimmunqen
1) Sollte eine Bestimmung  der  Gemeinschaftsordnung  aus irgendeinem  Grund

rechtsunwirksam  sein, so soll die  Gültigkeit  der  anderen  Bestimmungen  hievon

nicht  berührt  werden.  Die Gemeinschaftsordnung  ist so auszulegen,  daß  ihrem
Sinn en+sprochen  wird.

2) Erfüllungsort  für olle  Ansprüche  aus dieser  Gemeinschaftsordnung  ist Wien,  Ge-
richtsstand  das  für  Wien  sachlich  zuständige  Gericht.

V.

Zur Regelung  der  Wohnungseigentumsgemeinschaft  wird  ergänzend  zu den  Be-

stimmungen  der  §§ 13 - 20,oder  anderer  bezughabender  Gesetzesstellen  des WEG

vereinbar+,  daß  die Bes+immungen  des  Punktes  IV. dieses  Vertrages  zwischen  allen

Miteigentümern  Geltung  hoben,  und  insbesondere  der vereinbarte  Verteilungs-

SChlüssel  für  die  Kosten  der  Waschküche  und  der  Sauna  zu verbüchern  ist.
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VI.

Die in diesem  Vertrag  festgelegten  wechselseifigen  Rechte  und  Pflich+en  gehen  auf

die Rechfsnachfolger  der derzeitigen  Vertragsteile  uneingeschränkt  über.  Im Falle

einer  Übertragung  des Mi+eipen+umsanteiIes ist der  Überträger  verpflichtet,  alle  diese

Rechte  und Pflichten  ausdrücklich  auf den Rechtsnachfolger  mit der  Verpflich+ung

zur weiteren  Überbindung  an alle künftigen  Rechtsnachfolger  zu überbinden  und

diese Uberbindung  der  Hausverwaltung  nachzuweisen.

Erfolgt dies nicht, hoftet er unbeschadet  der Veräußerung  für alle  Verpflichtungen

persönlich weiter, mehrere Eigen+ümer eines Anteiles haften unabhängig  vom  In-
nenverhältnis  solidarisch.

VII.

Die mif der Errichtung  und grundbücherlichen  Durchführung  dieses  Vertrages  ver-

bundenen  Kosten, Gebühren  und Abgaben  trogen  im Verhältnis  ihrer  Anteile  die
Wohnungseigentümer.

VIII.

Dieser Verfrag  wird in einem  Original  errichtet,  welches  in Verwahrung  der  Hausver-
waltung  verbleibt.  Alle Miteigentümer  sind jederzeit  berechtigt,  auf ihre Kosten ein-
fache  oder  beglaubigte  Abschriften  zu verlangen.  - - ' -

IX.

Die Miteigentümer  erteilen  Frau Dr. Silvia Gruber  und Frau Gertrude  Rohrhofer,  beide

1090 Wien, Währinger  S+raße 18, unwiderruflich  Vollmacht,  die Verbücherung  auf-

grund  dieser  Vereinbarung  und die Zuordnung  der einverleibten  Hypotheken  durch

teilweise  Lostenfreistellung  iowie  die Verbücherung  der zwischen  den Miteigentü-
mern der ver+ragsgegens+ändIichen  Liegenschaft  und den  Miteigen+ümern  der

Nachbarliegenschaft  EZ 41 47, Grundbuch  01616 Stammersdorf,  vereinbarten  Servi-

+u+sverträge (Zuleitung  Heizhaus: Benützung  Gehweg,  Kinderspielplatz  und Garten-
teile) zu beantragen  und alle zu eigenen  Handen  der  Miteigentümer  zuzustellenden
Vollzugsbeschlüsse  des Grundbuchsgerichtes  mit Wirkung  für alle Eigen+ümer  entge-
genzunehmen.
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Sämtliche  Vertragsporteien  erteilen  hiemit  ihre ausdrücklichö  Einwilligung,  daß obder  Liegenschaft  EZ 4172, Grundbuch  01616  Stammersdorf,  Gerichtsbezirk  Floridsdorf,bestehend  aus dem  Grundstück  Nr.1273/42  Baufl. (begrünt)  nochstehende  grund-bücherliche  Eintragungen  erfolgen  können:

13-

I. IN DER AUFSCHRIFT: Die Ersich+lichmachung:  Wohnungseigentum.

IM EIGENTUMSBLATT:

Die Einverleibung  des Eigentumsrechtes  für die in der  angeschlossenen  Tobelle,Spalte  A, unter  laufender  Nr. 1 bis 33 angeführten  und in Spalte  C namentlichgenannten  Mi+eigentümer  bzw. deren  jeweilige  Rech+snachfoiger  zu den  inSpalte  E genann+en  Anteilen:

die Einverleibung  des Wohnungseigentums  der  in der  angeschlossenen  Tobelle,Spalte  A, unter  laufender  Nr. 1 bis 33 angeführten  und  in Spal+e  C namentlichgenannten  Miteigen+ümer  bzw. deren  jeweiliger  Rechtsnachfolger  an den inSpalte  H genannten  Besföndsobjek+en;

bei  den  in der  angeschlossenen  Tabelle,  Spalte  A unter  laufender  Nr. l, 2, 3, 5, 7,1l,  12, 13, 20, 25, 26, 27, 28, 29 und  33 angeführten  und  in Spolte  C namentlichgenannten  Miteigentümern  die  Verbindung  dieser  Anteile  zufolge  gemeinsamenWohnungseigentum  gemäß  § l 2 WEG;

) sollte  die Einverleibung  des Eigentumsrechtes  bei  einem  der  in Spalte  C, laufen-der  Nr. 1 bis 33, angeführten  Miteigentümer  nich+ möglich  sein, so tritt die SEGStadterneuerungs-  und  EigentumswohnungsgeselIschaf+
 m.b.H.  dem  Woh-nungseigentumsvertrag  bei und  erteilen  sämtliche  Vertragsparteien  ihre Zustim-- mung,  da13 ob  den  verbleibenden  Anteilen  das  Wohnungseigentum  ob den  zu-. gehörigen  Objekten  einverleibt  werden  konn,  wozu  die SEG Sfödterneuerungs-und  Eigen+umswohnungsgeseIIschaft

 m.b.H.  durch  Mi+fertigung  die  Annahme  er-

LASTENBLATT:

Ersichtlichmachung  des von  dem  Verhältnis  der  Anteile  abweichendeningsschlüssels  für die  in Punkt  IV. § 6 3 des Wohnungseigen+umsver+rages
riebenen  Aufwendungen  (Kos+en der  Waschküche  und  der  Souna).

11. Sep+ember1996
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Ifd. I
Nr. I, li

Il

iGeschoßl
i Tür Nr. Il

"  Il
i I,l: Name, Geburtsdatum, Beruf :l Anteile in I

3095-ste) fi
Il;g;::r;i Il

il
m2  il

i m2 !
' "  l

Bestondsobjekte

1 EG/1

" "  a ärlEGE i

Brigitte  KNIRSCH,

geb.  16.03.'1957,

Voiksschullehrerin

Johann  KNIRSCH,

geb.  lÄ.10.1956,

Ausbildungsleiter

96/3095

je

96/6190

96/3080

je

96/6160

3,69

47,7l

45,57

96,97

4,29

9,30

""o  "@

Anteil Wohnung E:(3
Anteil Wohnung 1

Anteil Wohnung D1

Terrasse

Kellerabteil 1/1

2 EG/1

'ST1äGE:2 .

Renate  MOHAMED,

geb.  30.  10.1964,

Angestellfe

Yousry  MOHAMED,

geb.  16.02.1954,

Angestel1ter

l20/3095

je

120/6190

120/3080

je

120/6160

117,20

2,42

3,99

123,61

0,71

l,85

14,88

13,77

2,77

Wohnung

Loggio

Loggia

Terrasse

Terrasse

Atrium

Gartenteil

Kellerabteil  2/1

3 EG/2 Claudia  PIASCEK,

geb.  24.01.1968,

Bi1anzbuchhalterin

Peler  PIASCEK,

geb.  06.05.1967,

Softwaretechniker

74/3095

je

74/6l90

74/3080

je

74/6160

79,03

6,37

85,40

1,93

36,30

3,55

Wohnung  .

Loggia

Terrasse

Gartenteil

Ke1lerabteil  2/2

.....ffl-'

Wohnung

l0gg!a

Kellerabteil 2/3

iffld

4 1/3 Alexander  REISEK,

geb.  22.09.1971,

Student

63 6'1 59,76

4,50

57,94

4,85

64,26

3,29

62,79

3,63
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" II
GeschoB  il

TUr Nr.  IName, Geburtsdatum, Be:uf l,l
" il

Anteile in 'l
3095-ste1  I

li

Anteile in ' I
3080-ste1  i -Il

Il
m2 l

il
Bestandsobjekte

5 l/4 Mag.  Daniela  PITZER,

geb.  24.02.  1963,

Angestellte

Mag.  Edgar  PITZER,

geb.  24.12.1963,

S+euerberater

131/3095

je

131 /  6190

131 /3080

je

131/6160

117,51

2,57

7,13

127,21

0,71

l,45

3,29

Wohnung

Loggia

Loggia

Terrasse

Terrasse

Kellerabtei)  2/4

i
6 1/5 Mag.  Erika  GUBI,

geb.  24.06.1953,

Lehrerin

80 80 79,3l

6,44

85,75

1,93

3,29

Wohnung

Loggia

Terrasse

Kellerabteil  2/5

7 D1/6 Gabriele  DIEM,

geb.  05.09.1962,

Physiotherapeutin

Dipl.Ing.  Guntrom  DIEM,

geb.  21.02.1962,

EntwickIungsingenieur

l14/3095

je

114/6190

114/3080

je

114/6160

56,76

58,02

1,50

116,28

3,32

2,80

Anteil  Wohnung  D1
Anteil  Wohnung  D2

Loggia

Terrasse

Kellerobteil  2/6

8

i

D1/7 Dipl.lng.  Jutta  POETSCH,

geb.  20.12.1966,

Angestel)te

61 61 6l,77

2,06

63,83

2,40

3,66

Wohnung

Loggia

Terrasse

Ke)lerabteil  2/7

9 D2/8 Marianna  MANDL,

geb.  11.06.1958,

Krankenschwester

76 76 84,45

3,70

88,15

7,46

4,l0

4,30

Wohnung

Loggio  i

Terrasse

Terrasse

Kellerabteil  2/8

, lO D2/9 Klemens  GROH,

geb.  31.08.1959,

Folograf

101 101

/l 'i

109,54

2,03

111,57

6,66

4,30

Wohnung

Loggia

Terrasse

Kellerabteil  2/9
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11

I

EG/1

ST1EGE 3

Dr. BirgiH  WODON,

geb.  03.09.1962,

Angestellfe

Christian  WODON,

geb.  12.03.1958,

Anges+ellter

120/3095

je

120/6190

120/3080

je

120/6160

117,20

2,42

3,99

123,61

0,71

1,85

14,88

13,77

4,30

' "  "l  i€ ii

Wohnung

Loggia

Loggia

Terrasse

Terrasse

Atrium

Gartenteil

Kellerabteil  3/1

12 EG/2 Sigurd  KOCH,

geb.  05.06.1964,

VersicherungsangestelI+e

Ing.  Wa)ter  KOCH,

geb.  02.03.1965,

Angestellter

120/3095

je

120/6190

120/3080

je

120/6160

117,20

2,42

3,99

123,61

0,71

1,85

14,88

l3,77

4,30

Wohnung

Loggia

Loggia

Terrasse

Terrasse

Atrium

Gartenteil

Kellerabteil  3/2

13 1/3 Doris  BURESCH,

geb.  22.02.1968,

Beamtin

Dip1.Ing.  Gerhard  BURESCH,

geb.  24.10.1961,

techn.  Angestell+er

131/3095

je

131/6190

131/3080

je

131 /6160

117,51

2,57

7,13

127,21

0,71

l,45

3,66

14 1/4 Susanne  SEYFANG,

geb.  03.05.1968,

Sekretärin

l3l 131 117,51

2,57

7,13

127,21

0,71

1 ,45

3,66

Wohnung

Loggia

Loggia

Terrasse

Terrosse

Kellerobteil  3/4

URKUNDE  H - 21 / 1 4
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15

Im

D1/5 Rainhard  WAMMEL,

geb.  22.11.1967,

Beamter

61 61 61,77

2,06

63,83

2,40

4,30

Wohnung

Loggia

Tenasse

Kellerabteil  3/5

#' D1/6 Erich  KERBER,

geb.  18.02.1961,

Bankangestellter

61 61 61,77

2,06

63,83

2,40

4,30

Wohnung

Loggia

Tenasse

Kellerabteil  3/6

l7 D2/7 Karoline  ßALAS-KERN,

geb.  19.05.1970,

Bankangestellte

76 76 84,45

3,70

88,15

7,46

4,10

3,34

Wohnung

Loggia

Tenasse

Terrasse

Kellerabteil  3/7

D2/8 Peler  GSCHWANDTNER,

geb.  30.06.1964,

Kaufmonn

76 76 84,45

3,70

8815

7,46

4,10

5,15

Wohnung

Loggia

Terrasse

Terrasse

Kellerobteil  3/8

19 EG/1

STIEGE 4

Leandra  MOSCHELLA,

geb.  1110.1958,

Housfrau

120

*=t*

120 117,20

2,42

3,99

123,61

0,71

1,85

l4,88

i3,77

4,30

Wohnung

Loggia

Loggio

Terrasse

Terrasse

Atrium

Gartenteil

Kellerabteil  4/  l

$gZI
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25 D2/7 Adelheid  SPERK,

geb.  08.12.1966,

aankangesfellte

Ing.  Wolfgang  SPERK,

geb.  19.07.1966,

techn.  Angestellter

76/3095

je

76/6190

76/3080

je

76/6160

84,45

3,70

88,15

7,46

4,10

3,34

Wohnung

Loggio

Tenasse

Tenasse

Kellerabteil  417

26

I

D2/8 Ing.  Doris  FIALA,

geb.  02.05.1969,

techn.  Angestellte

Ing,  Gerald  FIALA,

geb.  22.12.1967,

fechn.  Angestellter

76/3095

je

76/6190

76/3080

je

76/6l60

F34,45

3,70

88,15

7,46

4,10

5,15

Wohnung

Loggia

Terrasse

Terrosse

Ke"Ilerob+eil  4/8

27

I

EG/1

STIEGE5

Petra  GffüN,

geb.  18.07.1972,

Sekretärin

Ing.  Gerhard  GRÜN,

geb.  09.lO.l970,

techn.  Angestel1ter

119/3095

je

119/6190

119/3080

' je

119/6160

116,15

2,42

3,99

122,56

0,71

1,85

14,88

13,77

3,40

Wohnung

Loggia

Loggia

Terrosse

Terrasse

Atrium

Garfenteil

Kellerabteil  5/1

EG/2 Michaela  RINGL,

geb.  07.09.1965,

Vertragsbedienstete

Josef  RINGL,

geb.  10.111952,

Kraftfahrer

88/3095

je

88/6190

83/3080

je

83/6160

54,03

34,76

5,42

53,71

3l,43

3,68

Anteil  Wohnung  EG

Anteil  Wohnung  l

Loggia

Terrasse

Atrium

Kellerabfeil  5/2

94,2l

0,78

23,91

3,40

88,82

1,93

23,87

4,34

29 1/3 Mag.  Ilse RALIHOFER,

geb.  20.08.1964,

Beomtin

Mag.  Gerhard  RAUHOFER,

geb.  14.111963,

Richfer  a'

127/3095

je

127/6190

127  /3080

je

127/6160

114,01

2,57

7,13

123,71

0,71

1,45

4,30

Wohnung  1.OG

Loggia

Loggia

Terrasse

Terrasse

Kellerabteil  5/3

URKUNDF  H - Z) 1 t * x



A 'll sf C ! D Il -Il -f GI

1fd. ,l
Nr. 'I

Il

il

GesctioB I
Tür Nr. 'l

Name,  Geburtsdatum,  Beruf  l,}
A30n9te5:setei? ,Il

jl
Anteile in I
3080-ste) :l

II
Il
il

m2 il
il
il m2 Il

30 1/4 Rudolf  M1EKAUTSCH,

geb.  25.06.1953,

Kaufmann

90 85 54,03

36,l0

2,18

53,64

31,38

2,81

92,31

3,36

4,30

87,83

2,49

4,30

31 D1/5 Michael  KENNER,
geb.  13.02.1955,

Fahrlehrer

59 59 59,23

2,06

61,29

2,40

3,66

32 D2/6 Robert  SCHLACHER,

geb.  11.05.1964,

Koch

68 65 78,10

6,98

4,80

74,30

!6,72

4,97

Wohnung  :
Terrasse

Kellerobteil  5/6

33 D2/7 Gabriele  KULHAN,

geb.  14.08.1963,

Angeste)lte

Ing.  Diefer  UNGER,
geb.  20.11.1964,

Techniker

76/3095

je

76/6190

76/3080

je

76/6160

84,45

3,70

88,15

7,46

4,10

5,6j1

I

l

n
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